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Die Trump-Regierung zieht die Schraube an:Wermit denUSA geschäftenwill, muss derDiversität abschwören.

Der Zeitgeist hat schnell ge-
dreht. Kaum legte die Trump-
Regierung Anfang Jahr los,
haben viele Firmen ihre öffent-
lichen Bekenntnisse zur Diver-
sität in den Hintergrund ge-
rückt.AuchausserhalbderUSA.
Insbesondere jene Unterneh-
men, die stark in Amerika ex-
poniert oder von Regierungs-
aufträgen abhängig sind.

DasKürzel, das der Trump-
Regierung einDorn imAuge ist,
lautet DEI. Es steht für «Diver-
sity, Equity and Inclusion».Di-
versität, Gleichberechtigung
und Inklusion schrieben sich
viele Schweizer Unternehmen
in den letzten Jahren gross auf
die regenbogenfarbene Fahne.
Jetzt ist es damit vielerorts vor-
bei. Beispiel UBS: Im Ge-
schäftsbericht 2023 kam die
Wortkombination einDutzend
Mal vor – imBericht 2024 gera-
de noch einmal. Auch der
Pharmariese Roche hat jüngst
globale Diversitätsziele ge-
strichen, um die neuen Vor-
schriften einzuhalten.
Fragebogen für die
Rechtsabteilung
Der rechtlicheHintergrunddie-
ser Kehrtwenden ist die Exeku-
tivanordnung vom Januar,
wonach DEI-Massnahmen in
US-Bundesbehörden und bei
AbnehmernöffentlicherAufträ-
ge als illegal bezeichnetwerden.
Zwar ist dieses Dekret noch
Gegenstand von Klagen, den-
noch erhöhen die USA nun den
Druck – auch ausserhalb der
eigenen Landesgrenzen.

In den letzten Tagen haben

US-Botschaften inEuropa zahl-
reiche Unternehmen direkt an-
geschrieben. Gebeten wurde
um eine Bestätigung, dass die
FirmendasUS-Verbot vonDEI-
Programmen einhalten. Die
Frist für eine Antwort setzten
die Amerikaner auf fünf Tage.
Für den Fall, dass sich Unter-
nehmenweigern, wird um eine
detaillierte Begründung gebe-
ten, «die wir an unsere Rechts-
abteilung weiterleiten», zitiert
«Le Figaro» aus dem Brief der
diplomatischen Vertretung der
USA inFrankreich.Unterschrie-
ben ist er von einem gewissen
Stanislas Parmentier als einem
«Vertragsbeamten».

Dem Schreiben liegt ein
Fragebogen bei, der innerhalb
der Frist ausgefüllt und unter-

schrieben zurückgesendetwer-
den solle. Es sollen mehrere
Dutzend französische Unter-
nehmenundAnwaltskanzleien
angeschrieben worden sein.
Dies wiederum hat das franzö-
sische Aussenhandelsministe-
riumauf denPlan gerufen: «Die
EinmischungderUSA in die In-
klusionspolitik französischer
Unternehmen ist inakzepta-
bel», heisst es in einer Stellung-
nahme.

Aber nicht nur in Frank-
reich, sondern auch in anderen
europäischen Ländern hat die
US-Befragung für erzürnte Re-
aktionen gesorgt. «Wir haben
keine Lektionen vom Chef der
Amerikaner zu lernen», kom-
mentierte der belgischeFinanz-
minister Jan Jambon. In Spanien
beklagte sich das Arbeitsminis-

terium über die «ungeheuerli-
cheEinmischung»undwarnte,
wer sich nicht an die strengen
Anti-Diskriminierung-Gesetze
in Spanien halte, müssemit Er-
mittlungen rechnen.

Der Industrieminister Däne-
marks forderte gegenüber der
Nachrichtenagentur AFP, die
Antwort europaweit abzustim-
men. InBrüssel verwiesdieEU-
Kommission am Montag auf

OhneUnterschrift
keineAufträgemehr

geltendeGesetzewieeineRegu-
lierung, die ab2026einenFrau-
enanteil vonmindestens40Pro-
zent in Verwaltungsräten vor-
sieht. «Nicht-Diskriminierung
und Gleichstellung gehören zu
unserenGrundwerten», so eine
EU-Sprecherin.

In Schweizer Wirtschafts-
kreisenweissmanvondenBrie-
fen, und laut derNZZhaben of-
fenbar auch Schweizer Firmen
Post erhalten. Darin werde
«über die neuen gesetzlichen
Bestimmungen informiert und
aufderenEinhaltung»gepocht.
Die Briefe müssten von den je-
weiligen CEO unterschrieben
werden, andernfalls drohe die
US-Regierungdamit, «vonwei-
teren Aufträgen abzusehen»,
schreibt die Zeitung.

In der Schweiz
herrschtUnsicherheit
CH Media konnte nach Rück-
sprache mit zahlreichen Wirt-
schaftsverbänden, Anwalts-
kanzleien und Konzernen den
Erhalt von entsprechenden
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Briefen allerdings nicht bestäti-
gen:Niemandhat einenBrief zu
Gesicht bekommen.Rahul Sah-
gal, Chef der schweizerisch-
amerikanischen Handelskam-
mer, sagt auf Anfrage, er habe
«keine direkte Kenntnis von
solch einemSchreiben».Ande-
re Wirtschaftsvertreter sagen
ebenfalls, sie hätten zwar von
denBriefengehört, bislang aber
von keinem konkreten Schwei-
zerBeispiel. VomStaatssekreta-
riat fürWirtschaft (Seco) heisst
es bloss, Schweizer Unterneh-
men müssten Schweizer Recht
einhalten. «Geschäftsbezogene
Entscheidungen von Privatfir-
menkommentierenwir nicht»,
soSeco-SprecherFabianMaien-
fisch. Die US-Botschaft in Bern
reagiertenicht auf eineAnfrage.

Derweil steigt die Nervosi-
tät in den Teppichetagen. «Uns
ist dasThemabekannt, undwir
beobachten die Situation sehr
genau», heisst es etwa von
einem Industrieunternehmen.
Die Firmenmit starker Präsenz
indenUSAbefinden sich imDi-
lemma zwischen der Notwen-
digkeit zur Einhaltung von US-
Gesetzen und der gesellschaft-
lichenVerpflichtung gegenüber
der europäischen Belegschaft.
In der Praxis dürften deshalb
viele zweigleisig fahren:DieUS-
Präsenz wird den dortigen Ge-
setzenangepasst, inEuropahin-
gegen bleiben die Diversitäts-
programme bestehen.

Post mit den US-Forderun-
genhabendie SchweizerUnter-
nehmen bis anhin also noch
keine erhalten. Ebenso wenig
wie die deutschenFirmen.Aber
was noch nicht ist, wird mit ei-
niger Wahrscheinlichkeit noch
werden: ImBrief heisst es deut-
lich: «Alle Geschäftspartner
des US-Aussenministeriums
müssen bescheinigen, dass sie
keine Programme zur Förde-
rung von DEI betreiben.» Und
die US-Botschaft in Spanien

machte klar, dass «alle unsere
Botschaftenweltweit» die neu-
en Regeln aus der Feder von
Präsident Donald Trump kom-
munizieren würden.

Der damalige Kandidat und heutige US-Präsident Donald Trump mit einer Regenbogenflagge im
Oktober 2016. Heute ist die LGBT-Community nicht gut auf ihn zu sprechen. Bild: Chip Somodevilla/AFP

Ausschnitt aus dem Schreiben der Trump-Regierung an europäische Firmen. Bild: «Le Figaro»
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